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Amtsblatt 
Herausgeber:  Landratsamt Haßberge, Am Herrenhof 1, 97437 Haßfurt, Tel. 09521 27-0 

  
 

Nr. 13 Haßfurt, 26.03.2021 74. Jahrgang 
 

Öffnungszeiten: Landratsamt Haßberge in Haßfurt 
vormittags: 
nachmittags: 

Montag bis Freitag  8:30 Uhr  - 12:30 Uhr 
Donnerstag  14:00 Uhr - 17:00 Uhr 

 Kfz-Zulassungsstelle Haßfurt 
vormittags: 
nachmittags: 

Montag bis Freitag  8:30 Uhr - 12:30 Uhr  
Montag und Dienstag  14:00 Uhr - 16:00 Uhr und Donnerstag  14:00 Uhr - 17:00 Uhr 

 Kfz-Zulassungsstelle Ebern 
vormittags: 
nachmittags: 

Montag bis Freitag  8:30 Uhr - 12:00 Uhr 
Dienstag  14:00 Uhr - 16:00 Uhr und Donnerstag  14:00 Uhr - 17:00 Uhr 

Sprechstunden des Landrats: nach Vorankündigung in der Presse oder auf Anfrage 

 
 

 

Amtliche Bekanntmachungen 
 

 
 

 

 
 

 

I n h a l t :  

Teil I: 
 

Veröffentlichungen des Landratsamtes/Landkreises und seiner Einrichtun-
gen einschl. der Unternehmen und Verbände 

 

 Bekanntmachung zur Inzidenzeinstufung der Schu-
len und Tagesbetreuungsangeboten für die KW 13 
vom 26.03.2021 

 
 

S. 39-40 

 Satzung für das Jugendamt des Landkreises Haßberge S. 40-43 

 
 
 
 
 
 

 
 

 

Teil  I 

 
 

Bekanntmachung 
des Landratsamts Haßberge 

zur Inzidenzeinstufung der Schulen  
und Tagesbetreuungsangeboten 

für die KW 13 vom 26.03.2021 
 
 
Auf Grund von § 18 Absatz 1 Satz 4, Satz 5 und § 19 Absatz 1 
Satz 3 der Zwölften Bayerischen Infektionsschutzmaßnah-
menverordnung (12. BayIfSMV) vom 5. März 2021 (BayMBl. 
Nr. 171, BayRS 2126-1-16-G) erlässt das Landratsamt Haß-
berge als zuständige Kreisverwaltungsbehörde folgende  
 
 

Bekanntmachung 
 

1)  Das Landratsamt Haßberge gibt ortsüblich bekannt, 
dass der nach § 28a Absatz 3 Satz 12 IfSG bestimmte 
Inzidenzwert von 100 Neuinfektionen mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 je 100 000 Einwohner innerhalb von 
sieben Tagen am 26.03.2021 (RKI 115,0 Stand 0:00 Uhr) 
überschritten ist. 

 

http://www.hassberge.lan/images/a/ad/Neues_Logo_LRA_CMYK.jpg
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2)  In Landkreisen, in denen die 7-Tage-Inzidenz von 100 
überschritten wird, finden folgende Regelungen An-
wendung: 

 
a) Schulen (vgl. § 18 Absatz 1 Satz 3 Nr. 1 der 12. 

BayIfSMV) 
 
-  In Abschlussklassen findet Präsenzunter-

richt, soweit dabei der Mindestabstand 
von 1,5 m durchgehend und zuverlässig 
eingehalten werden kann, oder Wechsel-
unterricht und 

 
- an allen übrigen Schularten und Jahrgangs-

stufen Distanzunterricht statt.  
 

b)  Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflege-
stellen, Ferienbetreuungen und organisierte  
Spielgruppen (vgl. § 19 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 der 
12. BayIfSMV) 
 
- Die Einrichtungen sind geschlossen; Rege-

lungen zur Notbetreuung werden vom 
Staatsministerium für Familie, Arbeit und 
Soziales im Benehmen mit dem Staatsmi-
nisterium für Gesundheit und Pflege durch 
Bekanntmachung erlassen. 

 
3) Die Inzidenzeinstufung gilt für Schulen, Kindertagesein-

richtungen, Kindertagespflegestellen, Ferienbetreuun-
gen und organisierten  Spielgruppen in der Kalender-
woche 13 (von 29.03.2021 bis 04.04.2021). 

 
 
Hinweis: 
 
Abweichend von § 3 der 12. BayIfSMV bestimmt die zustän-
dige Kreisverwaltungsbehörde durch amtliche Bekanntma-
chung jeweils am Freitag jeder Woche die für den betreffen-
den Landkreis oder die kreisfreie Stadt maßgebliche Inziden-
zeinstufung für die Schulen, Kindertageseinrichtungen, Kin-
dertagespflegestellen, Ferienbetreuungen und organisierten  
Spielgruppen nach dem jeweils aktuellen Stand der Veröf-
fentlichung des Robert Koch-Instituts. Die für den Inzidenzbe-
reich maßgebliche Regelung gilt dann für den betreffenden 
Landkreis oder die kreisfreie Stadt jeweils für die Dauer der 
darauffolgenden Kalenderwoche von Montag bis zum Ablauf 
des folgenden Sonntags. 
 
 
Haßfurt, 26.03.2021 
Landratsamt Haßberge 
 
Wilhelm Schneider 
Landrat 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Satzung 
für das Jugendamt des Landkreises Haßberge 

vom 09.11.2020 
 
 

Gesetz zur Ausführung der Sozialgesetze (AGSG) vom 8. De-
zember 2006 (GVBl. S. 942, BayRS 86-7-A/G), das zuletzt 
durch § 5 Abs. 19 des Gesetzes vom 23. Dezember 2019 
(GVBl. S. 737), durch § 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 
2019 (GVBl. S. 743), durch Gesetz vom 23. Dezember 2019 
(GVBl. S. 746) und durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 
2019 (S. 747) geändert worden ist, in Verbindung mit Art. 17 
Landkreisordnung (LKrO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. August 1998 (GVBl. S. 826, BayRS 2020-3-1-I), die zu-
letzt durch § 4 des Gesetzes vom 24. Juli 2020 (GVBl. S. 350) 
geändert worden ist, erlässt der Kreistag des Landkreises 
Haßberge folgende Satzung: 
 
 

§ 1 
Bezeichnung, Aufgaben und Gliederung des Jugendamtes 

 
(1) Das Jugendamt führt die Bezeichnung "Landratsamt Haß-

berge - Kreisjugendamt -". 
 
(2) Dem Jugendamt obliegen 

 

  die ihm nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB VIII) und dem Gesetz zur Ausführung der Sozi-
algesetze (AGSG) zugewiesenen Aufgaben, 

  der Vollzug des Bayer. Kinderbildungs- und Betreu-
ungsgesetzes mit Ausführungsverordnung 

  die ihm nach anderen Rechtsvorschriften zugewie-
senen Aufgaben. 

 
(3) Die Aufgaben des Jugendamtes werden durch den Ju-

gendhilfeausschuss und durch die Verwaltung des Ju-
gendamtes wahrgenommen (§ 70 Abs. 1 SGB VIII). 

 
 

§ 2 
Verwaltung des Jugendamtes 

 
(1) Die Verwaltung des Jugendamtes ist eine Dienststelle 

des Landratsamtes Haßberge. 
 
(2) Die Geschäfte der laufenden Verwaltung des Jugendam-

tes werden im Auftrag des Landrats von dem dafür be-
stellten Leiter/Leiterin der Verwaltung des Jugendamtes 
(Jugendamtsleitung) geführt. 

 
(3) Zu den Geschäften der laufenden Verwaltung des Ju-

gendamtes gehören alle Verwaltungsgeschäfte, die re-
gelmäßig oder wiederholt anfallen und nach vorgegebe-
nen Regelungen und Grundsätzen zu behandeln sind, so-
fern ihnen nicht aufgrund ihrer politischen, finanziellen 
oder strukturellen Auswirkungen eine grundsätzliche Be-
deutung zukommt. 

 
(4) Die Verwaltung des Jugendamts unterstützt den Vorsit-

zenden des Jugendhilfeausschusses bei der Vorbereitung 
der Sitzungen des Jugendhilfeausschusses und bei der 
Fertigung der Sitzungsniederschriften. 
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§ 3 

Mitglieder des Jugendhilfeausschusses 
 
(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehören 15 stimmberech-

tigte und 10 beratende Mitglieder an. Die Zahl der bera-
tenden Mitglieder vermindert sich um die Zahl eins, 
wenn der Vorsitzende des Kreisjugendrings dem Jugend-
hilfeausschuss als stimmberechtigtes Mitglied angehört. 

 
(2) Die stimmberechtigten Mitglieder des Jugendhilfeaus-

schusses sind 
 

1. der oder die Vorsitzende (Art. 17 Abs. 3 AGSG), 
 

2. acht Mitglieder des Kreistags (§ 71 Abs. 1 Nr. 1 1. 
Alternative SGB VIII), 

 
3. sechs auf Vorschlag der im Kreisgebiet wirkenden 

und anerkannten Träger der freien Jugendhilfe vom 
Kreistag gewählte Frauen und Männer (§ 71 Abs. 1 
Nr. 2 SGB VIII). 

 
(3) Als beratende Mitglieder gehören dem Jugendhilfeaus-

schuss neben den in Art. 19 Abs. 1 Nrn. 1 bis 8 AGSG ge-
nannten Mitgliedern nach Art. 19 Abs. 1 Nr. 9 AGSG je 
ein Vertreter der römisch-katholischen und der evange-
lisch-lutherischen Kirche an. 

 
(4) Für jedes stimmberechtigte Mitglied ist ein Stellvertreter 

zu bestellen (Art. 18 Abs. 3 AGSG). Für den Fall der Ver-
hinderung des ordentlichen wie auch des stellvertreten-
den Mitglieds kann je ein weiterer Stellvertreter bestellt 
werden. 

 
 

§ 4 
Wahl und Bestellung der Mitglieder des Jugendhilfeaus-

schusses 
 
(1) Die dem Kreistag angehörenden stimmberechtigten Mit-

glieder des Jugendhilfeausschusses werden durch Be-
schluss des Kreistags bestellt. Die übrigen stimmberech-
tigten Mitglieder werden nach Art. 45 Abs. 3 LkrO ge-
wählt. Abweichend von Art. 45 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 
LkrO erfolgt die Wahl in offener Abstimmung (Art. 17 
Abs. 2 Satz 3 AGSG). 

 
(2) Vorschläge für die Bestellung der stimmberechtigten 

Mitglieder nach § 3 Abs. 2 Nr. 2 dieser Satzung werden 
bezüglich der Mitglieder des Kreistages von den im Kreis-
tag vertretenen Parteien und Wählergruppen abgege-
ben. Wahlvorschläge für die stimmberechtigten Mitglie-
der nach § 3 Abs. 2 Nr. 3 dieser Satzung können nur durch 
die im Kreisgebiet wirkenden und anerkannten Träger 
der freien Jugendhilfe, insbesondere die Jugendver-
bände und Wohlfahrtsverbände, abgegeben werden. Bei 
den Wahlvorschlägen und dem Wahlgang soll auf eine 
ausgewogene Berücksichtigung von Frauen und Män-
nern hingewirkt werden (Art. 18 Abs. 2 Satz 1 AGSG). 

 
(3) Für stellvertretende stimmberechtigte Mitglieder gelten 

die Absätze 1 und 2 entsprechend. 
 
(4) Als beratende Mitglieder gehören dem Jugendhilfeaus-

schuss an 

 
1. der Leiter oder die Leiterin der Verwaltung des Ju-

gendamts, 
2. ein Mitglied, das als Jugend- oder Familien- oder 

Vormundschaftsrichter bzw. -richterin tätig ist, 
3. ein Mitglied aus dem Bereich der Schulen oder der 

Schulverwaltung, 
4. ein Bediensteter oder eine Bedienstete des zustän-

digen Arbeitsamts, 
5. eine Fachkraft, die in der Beratung im Sinn des § 28 

SGB VIII tätig ist, 
6. die für den Jugendamtsbezirk zuständige kommu-

nale Gleichstellungsbeauftragte, sofern eine solche 
bestellt ist, 

7. ein Polizeibeamter oder eine Polizeibeamtin, 
8. der bzw. die Vorsitzende des Kreisjugendrings oder 

eine von ihm bzw. ihr beauftragte Person, sofern der 
oder die Vorsitzende des Kreisjugendrings dem Ju-
gendhilfeausschuss nicht bereits als stimmberech-
tigtes Mitglied angehört, 

9. je ein Vertreter der römisch-katholischen und der 
evangelisch-lutherischen Kirche. 

 
Das Mitglied nach Abs. 4 Nr. 2 wird von dem Leiter oder 
der Leiterin des für den Jugendamtsbezirk zuständigen 
Amtsgerichts, das Mitglied nach Abs. 4 Nr. 3 von dem Lei-
ter oder der Leiterin des zuständigen staatlichen Schul-
amts, das Mitglied nach Abs. 4 Nr. 4 von dem Leiter oder 
der Leiterin der zuständigen Arbeitsagentur und das Mit-
glied nach Abs. 4 Nr. 7 von der zuständigen Polizeidirek-
tion benannt. Die Fachkraft nach Abs. 4 Nr. 5 wird von 
der Beratungsstelle benannt, die Aufgaben im Sinn des 
§ 28 SGB VIII wahrnimmt; bestehen in einem Jugend-
amtsbezirk mehrere solcher Beratungsstellen, erfolgt die 
Benennung mehrheitlich durch deren Leiter bzw. Leite-
rinnen oder, wenn sich eine Mehrheit nicht ergibt, durch 
den Jugendhilfeausschuss. Die Mitglieder nach Abs. 4 
Nr. 9 werden von den zuständigen Stellen der Kirchen 
benannt. Art. 18 Abs. 2 Satz 1 AGSG gilt entsprechend. 
Ein beratendes Mitglied kann nicht Stellvertreter oder 
Stellvertreterin eines stimmberechtigten Mitglieds sein. 

 
 

§ 5 
Aufgaben des Jugendhilfeausschusses 

 
(1) Der Jugendhilfeausschuss beschließt über Angelegenhei-

ten der Jugendhilfe im Rahmen der dafür im Haushalts-
plan bereitgestellten Mittel und der vom Kreistag gefass-
ten Beschlüsse. 

 
(2) Der Jugendhilfeausschuss soll vor jeder Beschlussfassung 

des Kreistags in Fragen der Jugendhilfe gehört werden. 
Er soll ferner Stellung nehmen vor Entscheidungen des 
Kreistags und anderer beschließender Ausschüsse, die 
für die Lebensbedingungen junger Menschen und ihrer 
Familien und/oder für die Schaffung und Erhaltung einer 
kinder- und familienfreundlichen Umwelt von Bedeu-
tung sind. Vor der Berufung der Jugendamtsleitung ist 
der Jugendhilfeausschuss zu hören (§ 71 SGB VIII). 

 
(3) Der Jugendhilfeausschuss hat das Recht, an den Kreistag 

Anträge zu stellen (§ 71 Abs. 3 Satz 2 SGB VIII). 
 
(4) Der Jugendhilfeausschuss nimmt insbesondere folgende 

Aufgaben wahr: 
 

http://www.blja.bayern.de/Textoffice/Gesetze/Textsammlung_SGB_VIII/TextOfficeSGBVIII_§_028.htm
http://www.blja.bayern.de/Textoffice/Gesetze/Textsammlung_SGB_VIII/TextOfficeSGBVIII_§_028.htm
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1. Entwicklung von Anregungen und Vorschlägen für 
die Weiterentwicklung der Jugendhilfe im Kreisge-
biet und für die Vernetzung und koordinierte Zu-
sammenarbeit der bestehenden Einrichtungen, 
Dienste und Veranstaltungen, 
 

2. Erörterung aktueller Problemlagen junger Men-
schen und ihrer Familien sowie Entwicklung von 
Problemlösungen, 
 

3. Entwicklung von Konzepten zur Erhaltung oder 
Schaffung positiver Lebensbedingungen für junge 
Menschen und ihre Familien sowie für eine kinder- 
und familienfreundliche Umwelt, 
 

4. Entwicklung und laufende Fortschreibung der örtli-
chen Jugendhilfeplanung; Vorbereitung der Be-
schlussfassung über die örtliche Jugendhilfeplanung 
durch den Kreistag, 
 

5. Vorberatung des Abschnitts "Jugendhilfe" des Haus-
haltsplans, 
 

6. Förderung der Träger freien Jugendhilfe; der Ju-
gendhilfeausschuss kann hierfür Fördergrundsätze 
oder -richtlinien beschließen, 
 

7. Beschlussfassung über die öffentliche Anerkennung 
von Trägern der freien Jugendhilfe im Kreisgebiet 
nach § 75 SGB VIII in Verbindung mit Art. 33 AGSG; 
der Jugendhilfeausschuss kann hierfür Anerken-
nungsgrundsätze oder -richtlinien beschließen. 

 
(5) Der Jugendhilfeausschuss gibt sich eine Geschäftsord-

nung. 
 
 

§ 6 
Sitzungen, Beschlussfähigkeit, Öffentlichkeit 

 

(1) Den Vorsitz im Jugendhilfeausschuss führt der Landrat; 
er bestimmt ein Mitglied des Kreistags, das im Verhinde-
rungsfall die Vertretung übernimmt. Abweichend von 
Satz 1 kann der Landrat ein Mitglied des Kreistags zum 
Vorsitzenden bestimmen; gleichzeitig bestimmt er ein 
weiteres Mitglied des Kreistags für die Stellvertretung. 

 
(2) Der Jugendhilfeausschuss tritt nach Bedarf, in der Regel 

jedoch zweimal jährlich, zusammen. Er muss einberufen 
werden, wenn dies ein Fünftel der stimmberechtigten 
Mitglieder schriftlich unter Angabe von Gründen und des 
Beratungsgegenstands beim Vorsitzenden des Jugend-
hilfeausschusses oder bei der Verwaltung des Jugendam-
tes beantragt. Die Sitzung soll innerhalb von vier Wochen 
nach Eingang des Antrags stattfinden.  

 
(3) Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mit-

glieder ordnungsgemäß geladen sind und die Mehrheit 
der stimmberechtigten Mitglieder anwesend und stimm-
berechtigt ist. 

 
(4) Die Mitglieder des Jugendhilfeausschusses üben ihre Tä-

tigkeit zum Wohle aller junger Menschen sowie ihrer Fa-
milien im Jugendamtsbezirk aus. Die stimmberechtigten 
Mitglieder sind bei der Stimmabgabe an Weisungen und 
Aufträge nicht gebunden (Art. 20 AGSG). 

 

(5) Die Sitzungen des Ausschusses sind öffentlich, soweit 
nicht das Wohl der Allgemeinheit oder berechtigte Inte-
ressen einzelner Personen oder schutzbedürftiger Grup-
pen entgegenstehen. Über den Ausschluss der Öffent-
lichkeit wird in nichtöffentlicher Sitzung beraten und ent-
schieden. 

 

(6) Näheres regelt die Geschäftsordnung des Jugendhil-
feausschusses. 

 
 

§ 7 
Form der Beschlussfassung 

 
Beschlüsse des Jugendhilfeausschusses werden in offener Ab-
stimmung mit der Mehrheit der Abstimmenden gefasst. Bei 
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 
 
 

§ 8 
Unterausschüsse 

 
(1) Der Jugendhilfeausschuss kann zur Vorbereitung seiner 

Beschlüsse vorberatende Unterausschüsse bilden. Die 
Arbeitsaufträge legt der Jugendhilfeausschuss fest. Bei 
der Bildung der Unterausschüsse und der Festlegung ih-
rer Arbeitsaufträge wird die nach § 78 SGB VIII gebildete 
Arbeitsgemeinschaft der freien und öffentlichen Träger 
der Kinder- und Jugendhilfe im Landkreis Haßberge be-
teiligt. 

 
(2) Den Vorsitz eines vorberatenden Unterausschusses soll 

ein stimmberechtigtes Mitglied des Jugendhilfeaus-
schusses führen. Bei Bedarf sollen weitere Fachleute zu 
den Sitzungen des Unterausschusses hinzugezogen wer-
den. 

 
(3) Die vorberatenden Unterausschüsse treten nach Bedarf 

zusammen. Ihre Sitzungen sind nicht öffentlich. 
 
 

§ 9 
Aufwandsentschädigung 

 
(1) Die Mitglieder des Jugendhilfeausschusses erhalten für 

jede Sitzung, an der sie teilnehmen, eine Aufwandsent-
schädigung in gleicher Höhe wie die Kreistagsmitglieder. 
Dies gilt nicht für Beamte, Richter und Angestellte im öf-
fentlichen Dienst, die dem Jugendhilfeausschuss auf-
grund ihres Amtes angehören. Für sie bemisst sich die 
Aufwandsentschädigung nach den Vorschriften über die 
Reisekostenvergütung der Beamten und Richter. 

 
(2) Die beratenden Mitglieder erhalten eine Aufwandsent-

schädigung in gleicher Höhe wie die stimmberechtigten 
Mitglieder. Die beratenden Mitglieder sollen ihren 
Wohnsitz, Dienstort oder Arbeitsplatz im Zuständigkeits-
bereich des öffentlichen Trägers haben; Abs. 1 Satz 2 
Halbsatz 2 gilt entsprechend. 

 
(3) Für Beamte und Beamtinnen, Richter und Richterinnen 

und Angestellte im öffentlichen Dienst, die dem Jugend-
hilfeausschuss auf Grund ihres Amts angehören, bemisst 
sich die Höhe der Aufwandsentschädigung nach den Vor-
schriften über die Reisekostenvergütung der Beamten 
und Richter. 

 



 

Amtsblatt des Landratsamtes Haßberge vom 26.03.2021, Nr. 13/2021 Seite 43 
 

 

(4) Absatz 1 gilt für stellvertretende Mitglieder entspre-
chend, wenn sie im Vertretungsfall an Sitzungen des Ju-
gendhilfeausschusses teilnehmen. 

 
(5) Eine Aufwandsentschädigung erhalten auch die Mitglie-

der der vorberatenden Unterausschüsse für jede Sitzung 
des Unterausschusses, an der sie teilnehmen. Die Ab-
sätze 1 und 2 gelten entsprechend. 

 
 

§ 10 
Jugendhilfeplanung 

 
(1) Die Entscheidung über die örtliche Jugendhilfeplanung 

nach § 80 SGB VIII obliegt dem Kreistag. Zur Vorbereitung 
dieser Beschlussfassung hat der Jugendhilfeausschuss 

 
1. den Bestand an Einrichtungen und Diensten der Ju-

gendhilfe im Kreisgebiet festzustellen, 
 

2. den Bedarf an Einrichtungen und Diensten unter Be-
rücksichtigung der Wünsche, Bedürfnisse und Inte-
ressen der jungen Menschen und der Personensor-
geberechtigten im Kreisgebiet für einen mittelfristi-
gen Zeitraum zu ermitteln, 
 

3. die zur Befriedigung des Bedarfs notwendigen Vor-
haben rechtzeitig und ausreichend zu planen und 
Prioritäten für die Verwirklichung zu entwickeln. 
 

Der Jugendhilfeausschuss bedient sich dabei in der Regel 
der Hilfe eines vorberatenden Unterausschusses und 
wird von der Verwaltung des Jugendamtes unterstützt; 
er arbeitet mit den im Kreisgebiet wirkenden und aner-
kannten Trägern der freien Jugendhilfe partnerschaftlich 
zusammen. 

 
(2) An der Jugendhilfeplanung sind die im Kreisgebiet wir-

kenden und anerkannten Träger der freien Jugendhilfe 
und ihre Zusammenschlüsse, auch wenn sie nicht im Ju-
gendhilfeausschuss vertreten sind, in allen Phasen der 
Planung zu beteiligen. Von einer Beteiligung einzelner 
Träger kann abgesehen werden, wenn deren Interessen 
erkennbar nicht betroffen sind oder von einem Verband, 
dem der Träger angehört, mitvertreten werden. Die Be-
teiligung beginnt spätestens mit der Erörterung der Ziele 
und Inhalte der Planung sowie des Planungsverfahrens. 
Die in Satz 1 genannten Träger sollen regelmäßig über 
den Fortschritt der Planung und die jeweilige Beschluss-
lage unterrichtet werden. Ihnen ist Gelegenheit zu ge-
ben, schriftliche Stellungnahmen abzugeben und an 
wichtigen Erörterungen des Jugendhilfeausschusses und 
ggf. eines vorberatenden Unterausschusses teilzuneh-
men.  
 

(3) Im Kreisgebiet wirkende, nicht anerkannte Träger der 
freien Jugendhilfe können an der Planung beteiligt wer-
den. Über eine Beteiligung und deren Form und Umfang 
entscheidet der Jugendhilfeausschuss. 

 
 

 
§ 11 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am 09.11.2020 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die bislang gültige Satzung außer Kraft. 
 
 
Haßfurt, 09.11.2020 
 
 
Schneider 
Landrat 
 
 

 
 
 

Landratsamt Haßberge 
Wilhelm Schneider 

Landrat 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 


